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UBS Asset Management (Deutschland) GmbH 

Jahres- und Halbjahresberichte sowie Verkaufsprospekte und wesentliche Anlegerinformationen können bei UBS Asset Management (Deutschland) GmbH, 

Frankfurt am Main, kostenlos angefordert werden. Darüber hinaus stehen die vorgenannten Informationen unter der Webseite www.ubs.com/deutschlandfonds 

zur Verfügung. 

Wichtige Information für unsere Anleger 

Die UBS Asset Management (Deutschland) GmbH („Gesellschaft“) teilt mit, dass die Besonderen 
Anlagebedingungen („BABen“) der nachstehend von ihr verwalteten UBS (D) Publikumsfonds 
geändert werden. Außerdem erfolgen redaktionelle Änderungen bzw. Anpassungen in den 
Verkaufsprospekten. Die vorgenommenen Änderungen bzw. Anpassungen werden nachstehend im 
Einzelnen erläutert: 

1. Änderung der Besonderen Anlagebedingungen im Sinne der Angleichung an die BaFin-
Muster-Kostenklauseln für alle von der Gesellschaft verwalteten Publikumsfonds 

OGAW-Sondervermögen 

• UBS (D) Aktienfonds-Special I Deutschland  (ISIN: DE0008488206) 
• UBS (D) Equity Fund - Smaller German Companies (ISIN: DE0009751651) 
• UBS (D) Equity Fund - Global Opportunity  (ISIN: DE0008488214) 
• UBS (D) Rent - Euro     (ISIN: DE0009752501) 
• UBS (D) Rent - International    (ISIN: DE0009752519) 
• UBS (D) Konzeptfonds I    (ISIN: DE0009785162) 
• UBS (D) Konzeptfonds III    (ISIN: DE0009785188) 
• UBS (D) Konzeptfonds IV    (ISIN: DE0009797068) 
• UBS (D) Konzeptfonds V    (ISIN: DE0009797076) 
• UBS (D) Konzeptfonds Europe Plus   (ISIN: DE0005320329) 
• Mesina-Aktienfonds-UBS (D)    (ISIN: DE0009797118) 
• Mesina-Rentenfonds-UBS (D)    (ISIN: DE0009797126) 

AIFD Gemischte Sondervermögen 

• UBS (D) Portfolio I (EUR) (ISIN: DE000A0M6TQ3) 
• UBS (D) Portfolio II (EUR) (ISIN: DE000A0M6TR1) 

AIFD Sonstige Sondervermögen 

• UBS (D) Euro Aktiv - Substanz (ISIN: DE000A0M6TS9) 
• UBS (D) Euro Aktiv - Balance (ISIN: DE000A0M6TT7) 
• UBS (D) Euro Aktiv - Dynamik (ISIN: DE000A0M6TU5) 
• UBS (D) Vermögensstrategie IV (ISIN: DE000A0M5183) 
• UBS (D) Vermögensstrategie Aktienorientiert (ISIN: DE000A0NJQ67) 

Hintergrund der Änderungen sind redaktionelle Angleichungen im jeweiligen § 6 der Besonderen 
Anlagebedingungen (BABen) der o.a. UBS (D) Publikumsfonds an die BaFin-Muster-Kostenklausel. Eine 
Änderung der Gebühren- bzw. Vergütungssätze ist damit nicht verbunden.  

Der jeweilige § 6 der BABen der o.a. UBS (D) Publikumsfonds ist in der jeweils neuen Textfassung und 
ggf. neuer Absatz-Nummerierung unter Punkt 8. dieser Bekanntmachung aufgeführt. 

http://www.ubs.com/deutschlandfonds
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2. Änderung der Besonderen Anlagebedingungen / Aktualisierung der Auflistung 
öffentlicher Emittenten im jeweiligen § 2 der BABen für die nachfolgenden UBS (D) 
Publikumsfonds 

OGAW-Sondervermögen 

• UBS (D) Rent - Euro     (ISIN: DE0009752501) 
• UBS (D) Rent - International    (ISIN: DE0009752519) 
• Mesina-Rentenfonds-UBS (D)    (ISIN: DE0009797126) 

AIFD Gemischte Sondervermögen 

• UBS (D) Portfolio I (EUR) (ISIN: DE000A0M6TQ3) 
• UBS (D) Portfolio II (EUR) (ISIN: DE000A0M6TR1) 

Hintergrund der Änderungen ist eine redaktionelle Anpassung an die Emittenten-Liste der aktuellen 
BVI-Muster-Anlagebedingungen. Eine Änderung der Anlagepolitik ist damit nicht verbunden. 

Die aktuelle Auflistung öffentlicher Emittenten gemäß dem jeweiligen § 2 der BABen ist unter Punkt 
9. dieser Bekanntmachung aufgeführt. 

3. Zusätzliche Änderungen im UBS (D) Konzeptfonds Europe Plus 

Für das OGAW-Sondervermögen UBS (D) Konzeptfonds Europe Plus (ISIN: DE0005320329) 
ergeben sich zusätzlich zu den redaktionellen Anpassungen der Kostenklauseln die folgenden 
Änderungen: 

- In den BABen wurden in § 2 (Anlagegrundsätze, Anlagegrenzen) unter Abs. 1.4 redaktionelle 
Änderungen in der Auflistung der Aussteller vorgenommen. Eine Änderung der Anlagepolitik 
ist damit nicht verbunden. 

- Da die Gesellschaft nicht mehr die Absicht hat, den Anlageausschuss gem. dem bisherigen § 3 
der BABen für den UBS (D) Konzeptfonds Europe Plus künftig noch einzusetzen, erfolgt vor 
diesem Hintergrund eine Streichung des § 3 Anlageausschuss. Die Nummerierungen der 
nachfolgenden §§ werden entsprechend angepasst. 

Die neuen BABen des UBS (D) Konzeptfonds Europe Plus sind unter Punkt 10. dieser Bekanntmachung 
wiedergegeben. 

4. Genehmigung durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 

Die BaFin hat mit Schreiben vom 05. November 2019 die unter den Punkten 1., 2. und 3. 
beschriebenen Änderungen der BABen genehmigt. 

5. Änderung der Cut-Off-Zeiten (Cut-off-time) 

Weiterhin erfolgt eine Anpassung der Cut-Off-Zeiten an konzerninterne Vorgaben. Die Cut-Off-Zeiten 
werden für alle o.a. UBS (D) Publikumsfonds von 16.00 Uhr um 1 Stunde auf 15.00 Uhr vorgezogen. 

Die neue Formulierung zu den Cut-Off-Zeiten in den Verkaufsprospekten aller UBS (D) Fonds lautet 
nunmehr wie folgt: 

„Abrechnung bei Anteilausgabe und -rücknahme 

Die Gesellschaft trägt dem Grundsatz der Anlegergleichbehandlung Rechnung, indem sie sicherstellt, 
dass sich kein Anleger durch den Kauf oder Verkauf von Anteilen zu bereits bekannten Anteilwerten 
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Vorteile verschaffen kann. Sie setzt deshalb einen täglichen Orderannahmeschluss fest. 

Zeichnungs- bzw. Kauf- oder Rücknahmeaufträge ("Aufträge"), die bis 15:00 Uhr (MEZ) an einem 
Geschäftstag bzw. Bewertungstag (Auftragstag) bei der Zahlstelle oder der Gesellschaft 
(Administrationsstelle) erfasst worden sind (Cut-off-time), werden zu dem Ausgabe- und 
Rücknahmepreis abgerechnet, der am folgenden Geschäftstag bzw. Bewertungstag ermittelt wird. 

Alle per Fax erteilten Aufträge müssen bei der Administrationsstelle an einem Geschäftstag 
spätestens eine Stunde vor Ablauf der für den jeweiligen Fonds angegebenen Cut-off-time eingehen. 

Die Berechnung des Ausgabe- und Rücknahmepreises erfolgt aufgrund von den nach Cut-off-time 
liegenden Schlusskursen bzw. den dann letztbekannten Marktpreisen, sofern keine Schlusskurse 
vorliegen. 

Darüber hinaus können Dritte die Anteilausgabe bzw. -rücknahme vermitteln, z. B. die depotführende 
Stelle des Anlegers. Dabei kann es zu längeren Abrechnungszeiten kommen. Auf die 
unterschiedlichen Abrechnungsmodalitäten der depotführenden Stellen hat die Gesellschaft keinen 
Einfluss.“ 

6. Inkrafttreten 

Die unter den Punkten 1., 2. und 3. dieser Bekanntmachung aufgeführten Änderungen und 
Ergänzungen der jeweiligen BABen sowie die unter dem Punkt 5. dieser Bekanntmachung 
beschriebenen Änderungen  werden am 16. Dezember 2019 in Kraft treten. 

7. Verkaufsprospekt 

Mit Inkrafttreten der geänderten BABen erscheint eine aktualisierte Ausgabe des jeweiligen 
Verkaufsprospekts. Eine Aktualisierung der jeweiligen wesentlichen Anlegerinformationen der 
Publikums-Sondervermögen ist mit den o. a. Änderungen bzw. Ergänzungen nicht verbunden, sodass 
die aktuellen wesentlichen Anlegerinformationen weiterhin ihre Gültigkeit behalten. 
Verkaufsprospekte und wesentliche Anlegerinformationen sind im Internet unter 
http://www.ubs.com/deutschlandfonds oder bei der Gesellschaft sowie bei der UBS Europe SE, 
Bockenheimer Landstraße 2-4, 60306 Frankfurt am Main, kostenfrei erhältlich. 

Frankfurt am Main, im Dezember 2019 

UBS Asset Management (Deutschland) GmbH 

Die Geschäftsführung 

http://www.ubs.com/deutschlandfonds
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8. Neue Textfassungen des § 6 der jeweiligen Besonderen Anlagebedingungen aller 
Publikumsfonds der Gesellschaft gemäß Punkt 1. dieser Bekanntmachung 

OGAW-Sondervermögen 

UBS (D) Aktienfonds-Special I Deutschland 

§ 6 Kosten 

1. Die Gesellschaft erhält aus dem OGAW-Sondervermögen eine Pauschalgebühr in Höhe von monatlich 
0,125% des am Ende eines Monats aus dem jeweiligen Monatsendwert errechneten Nettoinventarwerts des 
OGAW-Sondervermögens. 

2. Die Pauschalgebühr deckt sämtliche folgende Vergütungen, Gebühren und Kosten ab, die dem OGAW-
Sondervermögen nicht separat belastet werden: 

a) Vergütung für die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens (Fondsmanagement, administrative 
Tätigkeiten); 

b) Vergütung der Verwahrstelle; 

c) bankübliche Depot- und Kontogebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die Verwahrung 
ausländischer Vermögensgegenstände im Ausland; 

d) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise 
und ggf. der Ausschüttungen oder Thesaurierungen und des Auflösungsberichtes; 

e) Kosten für die Prüfung des OGAW-Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des OGAW-
Sondervermögens; 

f) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen 
Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufsprospekt, wesentliche Anlegerinfor-
mationen); 

g) Vergütung für die Vertriebstellen des Sondervermögens. 

3. Neben der der Gesellschaft zustehenden Pauschalgebühr gemäß Abs. 1 und 2 können die folgenden Kosten 
zusätzlich dem OGAW-Sondervermögen belastet werden: 

a) Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für 
Rechnung des OGAW-Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des 
OGAW-Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 

b) Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die 
steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden; 

c) Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für 
Informationen bei Fondsverschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung; 

d) im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu zahlenden Vergütungen 
sowie den in § 6 Ziffer 2 und 3 genannten Aufwendungen anfallende Steuern einschließlich der im 
Zusammenhang mit der Verwaltung und Verwahrung entstehenden Steuern; 

e) Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das OGAW-Sondervermögen erhoben 
werden; 

f) Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das OGAW-Sondervermögen.  

g) Kosten für die Bereitstellung von Analysematerial oder -dienstleistungen durch Dritte in Bezug auf ein 
oder mehrere Finanzinstrumente oder sonstige Vermögenswerte oder in Bezug auf die Emittenten oder 
potenziellen Emittenten von Finanzinstrumenten oder in engem Zusammenhang mit einer bestimmten 
Branche oder einem bestimmten Markt bis zu einer Höhe von 0,1% p.a. des jährlichen durchschnittlichen 
Nettoinventarwertes des OGAW-Sondervermögens, der aus den Werten am Ende eines jeden Monats 
errechnet wird. 

4. Der Betrag, der jährlich aus dem Sondervermögen nach der vorstehenden Ziffer 1. als Vergütung sowie nach 
Ziffer 3 g) als Aufwendungsersatz entnommen wird, kann insgesamt bis zu 1,6% des jährlichen 
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durchschnittlichen Nettoinventarwertes des Sondervermögens, der aus den Werten am Ende eines jeden 
Monats errechnet wird, betragen. 

5. Transaktionskosten: 

 Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem OGAW-Sondervermögen die mit 
dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehenden Kosten belastet. 

6. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem OGAW-Sondervermögen im Berichtszeitraum für den Erwerb 
und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 196 KAGB berechnet worden sind. Beim Erwerb von 
Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft verwaltet 
werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden 
ist, angenommen mindestens bei mehr als 10% des Kapitals oder der Stimmen, darf die Gesellschaft oder die 
andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 
sowie keine Verwaltungsvergütung für die erworbenen Anteile berechnen. Die Gesellschaft hat im 
Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen zu legen, die dem OGAW-Sondervermögen von 
der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalverwaltungsgesellschaft, einer Investment-Aktiengesellschaft 
mit veränderlichem Kapital oder einer anderen Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche 
unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder einer ausländischen Investment-Gesellschaft, 
einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als Verwaltungsvergütung für die im OGAW-Sondervermögen 
gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

UBS (D) Equity Fund - Smaller German Companies 

§ 6 Kosten 

1. Die Gesellschaft erhält aus dem OGAW-Sondervermögen eine Pauschalgebühr in Höhe von monatlich 
0,150% des am Ende eines Monats aus dem jeweiligen Monatsendwert errechneten Nettoinventarwerts des 
OGAW-Sondervermögens. 

2. Die Pauschalgebühr deckt sämtliche folgende Vergütungen, Gebühren und Kosten ab, die dem OGAW-
Sondervermögen nicht separat belastet werden: 

a) Vergütung für die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens (Fondsmanagement, administrative 
Tätigkeiten); 

b) Vergütung der Verwahrstelle; 

c) bankübliche Depot- und Kontogebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die Verwahrung 
ausländischer Vermögensgegenstände im Ausland; 

d) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise 
und ggf. der Ausschüttungen oder Thesaurierungen und des Auflösungsberichtes; 

e) Kosten für die Prüfung des OGAW-Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des OGAW-
Sondervermögens; 

f) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen 
Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufsprospekt, wesentliche 
Anlegerinformationen); 

g) Vergütung für die Vertriebstellen des Sondervermögens. 

3. Neben der der Gesellschaft zustehenden Pauschalgebühr gemäß Abs. 1 und 2 können die folgenden Kosten 
zusätzlich dem OGAW-Sondervermögen belastet werden: 

a) Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für 
Rechnung des OGAW-Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des 
OGAW-Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 

b) Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die 
steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden; 
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c) Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für 
Informationen bei Fondsverschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung; 

d) im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu zahlenden Vergütungen 
sowie den in § 6 Ziffer 2 und 3 genannten Aufwendungen anfallende Steuern einschließlich der im 
Zusammenhang mit der Verwaltung und Verwahrung entstehenden Steuern; 

e) Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das OGAW-Sondervermögen erhoben 
werden; 

f) Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das OGAW-Sondervermögen.  

g) Kosten für die Bereitstellung von Analysematerial oder -dienstleistungen durch Dritte in Bezug auf ein 
oder mehrere Finanzinstrumente oder sonstige Vermögenswerte oder in Bezug auf die Emittenten oder 
potenziellen Emittenten von Finanzinstrumenten oder in engem Zusammenhang mit einer bestimmten 
Branche oder einem bestimmten Markt bis zu einer Höhe von 0,1% p.a. des jährlichen durchschnittlichen 
Nettoinventarwertes des OGAW-Sondervermögens, der aus den Werten am Ende eines jeden Monats 
errechnet wird. 

4. Der Betrag, der jährlich aus dem Sondervermögen nach der vorstehenden Ziffer 1. als Vergütung sowie nach 
Ziffer 3 g) als Aufwendungsersatz entnommen wird, kann insgesamt bis zu 1,9% des jährlichen 
durchschnittlichen Nettoinventarwertes des Sondervermögens, der aus den Werten am Ende eines jeden 
Monats errechnet wird, betragen. 

5. Transaktionskosten: 

 Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem OGAW-Sondervermögen die mit 
dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehenden Kosten belastet. 

6. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem OGAW-Sondervermögen im Berichtszeitraum für den Erwerb 
und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 196 KAGB berechnet worden sind. Beim Erwerb von 
Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft verwaltet 
werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden 
ist, angenommen mindestens bei mehr als 10% des Kapitals oder der Stimmen, darf die Gesellschaft oder die 
andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 
sowie keine Verwaltungsvergütung für die erworbenen Anteile berechnen. Die Gesellschaft hat im 
Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen zu legen, die dem OGAW-Sondervermögen von 
der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalverwaltungsgesellschaft, einer Investment-Aktiengesellschaft 
mit veränderlichem Kapital oder einer anderen Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche 
unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder einer ausländischen Investment-Gesellschaft, 
einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als Verwaltungsvergütung für die im OGAW-Sondervermögen 
gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

UBS (D) Equity Fund - Global Opportunity 

§ 6 Kosten 

1. Die Gesellschaft erhält aus dem OGAW-Sondervermögen eine Pauschalgebühr in Höhe von monatlich 
0,170% des am Ende eines Monats aus dem jeweiligen Monatsendwert errechneten Nettoinventarwerts des 
OGAW-Sondervermögens. 

2. Die Pauschalgebühr deckt sämtliche folgende Vergütungen, Gebühren und Kosten ab, die dem OGAW-
Sondervermögen nicht separat belastet werden: 

a) Vergütung für die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens (Fondsmanagement, administrative 
Tätigkeiten); 

b) Vergütung der Verwahrstelle; 

c) bankübliche Depot- und Kontogebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die Verwahrung 
ausländischer Vermögensgegenstände im Ausland; 
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d) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise 
und ggf. der Ausschüttungen oder Thesaurierungen und des Auflösungsberichtes; 

e) Kosten für die Prüfung des OGAW-Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des OGAW-
Sondervermögens; 

f) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen 
Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufsprospekt, wesentliche 
Anlegerinformationen); 

g) Vergütung für die Vertriebstellen des Sondervermögens. 

3. Neben der der Gesellschaft zustehenden Pauschalgebühr gemäß Abs. 1 und 2 können die folgenden Kosten 
zusätzlich dem OGAW-Sondervermögen belastet werden: 

a) Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für 
Rechnung des OGAW-Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des 
OGAW-Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 

b) Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die 
steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden; 

c) Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für 
Informationen bei Fondsverschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung; 

d) im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu zahlenden Vergütungen 
sowie den in § 6 Ziffer 2 und 3 genannten Aufwendungen anfallende Steuern einschließlich der im 
Zusammenhang mit der Verwaltung und Verwahrung entstehenden Steuern; 

e) Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das OGAW-Sondervermögen erhoben 
werden; 

f) Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das OGAW-Sondervermögen.  

g) Kosten für die Bereitstellung von Analysematerial oder -dienstleistungen durch Dritte in Bezug auf ein 
oder mehrere Finanzinstrumente oder sonstige Vermögenswerte oder in Bezug auf die Emittenten oder 
potenziellen Emittenten von Finanzinstrumenten oder in engem Zusammenhang mit einer bestimmten 
Branche oder einem bestimmten Markt bis zu einer Höhe von 0,1% p.a. des jährlichen durchschnittlichen 
Nettoinventarwertes des OGAW-Sondervermögens, der aus den Werten am Ende eines jeden Monats 
errechnet wird.  

4. Der Betrag, der jährlich aus dem Sondervermögen nach der vorstehenden Ziffer 1. als Vergütung sowie 
nach Ziffer 3 g) als Aufwendungsersatz entnommen wird, kann insgesamt bis zu 2,14% des jährlichen 
durchschnittlichen Nettoinventarwertes des Sondervermögens, der aus den Werten am Ende eines jeden 
Monats errechnet wird, betragen. 

5. Transaktionskosten: 

 Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem OGAW-Sondervermögen die mit 
dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehenden Kosten belastet. 

6. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem OGAW-Sondervermögen im Berichtszeitraum für den Erwerb 
und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 196 KAGB berechnet worden sind. Beim Erwerb von 
Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft verwaltet 
werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden 
ist, angenommen mindestens bei mehr als 10% des Kapitals oder der Stimmen, darf die Gesellschaft oder die 
andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 
sowie keine Verwaltungsvergütung für die erworbenen Anteile berechnen. Die Gesellschaft hat im 
Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen zu legen, die dem OGAW-Sondervermögen von 
der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalverwaltungsgesellschaft, einer Investment-Aktiengesellschaft 
mit veränderlichem Kapital oder einer anderen Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche 
unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder einer ausländischen Investment-Gesellschaft, 
einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als Verwaltungsvergütung für die im OGAW-Sondervermögen 
gehaltenen Anteile berechnet wurde. 
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UBS (D) Rent - Euro 

§ 6 Kosten 

1. Die Gesellschaft erhält aus dem OGAW-Sondervermögen eine Pauschalgebühr in Höhe von monatlich 
0,075% des am Ende eines Monats aus dem jeweiligen Monatsendwert errechneten Nettoinventarwerts des 
OGAW-Sondervermögens. 

2. Die Pauschalgebühr deckt sämtliche folgende Vergütungen, Gebühren und Kosten ab, die dem OGAW-
Sondervermögen nicht separat belastet werden: 

a) Vergütung für die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens (Fondsmanagement, administrative 
Tätigkeiten); 

b) Vergütung der Verwahrstelle; 

c) bankübliche Depot- und Kontogebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 
Verwahrung ausländischer Vermögensgegenstände im Ausland; 

d) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise 
und ggf. der Ausschüttungen oder Thesaurierungen und des Auflösungsberichtes; 

e) Kosten für die Prüfung des OGAW-Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des OGAW-
Sondervermögens; 

f) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen 
Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufsprospekt, wesentliche 
Anlegerinformationen);  

g) Vergütung für die Vertriebstellen des Sondervermögens. 

3. Neben der der Gesellschaft zustehenden Pauschalgebühr gemäß Abs. 1 und 2 können die folgenden Kosten 
zusätzlich dem OGAW-Sondervermögen belastet werden: 

a) Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für 
Rechnung des OGAW-Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des 
OGAW-Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 

b) Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die 
steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden; 

c) Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für 
Informationen bei Fondsverschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung; 

d) im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu zahlenden Vergütungen 
sowie den in § 6 Ziffer 2 und 3 genannten Aufwendungen anfallende Steuern einschließlich der im 
Zusammenhang mit der Verwaltung und Verwahrung entstehenden Steuern; 

e) Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das OGAW-Sondervermögen erhoben 
werden; 

f) Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das OGAW-Sondervermögen. 

4. Transaktionskosten: 

 Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem OGAW-Sondervermögen die mit 
dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehenden Kosten belastet. 

5. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem OGAW-Sondervermögen im Berichtszeitraum für den Erwerb 
und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 196 KAGB berechnet worden sind. Beim Erwerb von 
Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft verwaltet 
werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung 
verbunden ist, darf die Gesellschaft oder die andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine 
Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge sowie keine Verwaltungsvergütung für die erworbenen 
Anteile berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen zu 
legen, die dem OGAW-Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen 
Kapitalverwaltungsgesellschaft, einer Investment-Aktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital oder einer 
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anderen Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare 
Beteiligung verbunden ist oder einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer 
Verwaltungsgesellschaft als Verwaltungsvergütung für die im OGAW-Sondervermögen gehaltenen Anteile 
berechnet wurde. 

UBS (D) Rent - International 

§ 6 Kosten 

1. Die Gesellschaft erhält aus dem OGAW-Sondervermögen eine Pauschalgebühr in Höhe von monatlich 
0,095% des am Ende eines Monats aus dem jeweiligen Monatsendwert errechneten Nettoinventarwerts 
des OGAW-Sondervermögens. 

2. Die Pauschalgebühr deckt sämtliche folgende Vergütungen, Gebühren und Kosten ab, die dem OGAW-
Sondervermögen nicht separat belastet werden: 

a) Vergütung für die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens (Fondsmanagement, administrative 
Tätigkeiten); 

b) Vergütung der Verwahrstelle; 

c) bankübliche Depot- und Kontogebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 
Verwahrung ausländischer Vermögensgegenstände im Ausland; 

d) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise 
und ggf. der Ausschüttungen oder Thesaurierungen und des Auflösungsberichtes; 

e) Kosten für die Prüfung des OGAW-Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des OGAW-
Sondervermögens; 

f) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen 
Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufsprospekt, wesentliche 
Anlegerinformationen); 

g) Vergütung für die Vertriebstellen des Sondervermögens. 

3. Neben der der Gesellschaft zustehenden Pauschalgebühr gemäß Abs. 1 und 2 können die folgenden Kosten 
zusätzlich dem OGAW-Sondervermögen belastet werden: 

a) Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für 
Rechnung des OGAW-Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des 
OGAW-Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 

b) Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die 
steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden; 

c) Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für 
Informationen bei Fondsverschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung; 

d) im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu zahlenden Vergütungen 
sowie den in § 6 Ziffer 2 und 3 genannten Aufwendungen anfallende Steuern einschließlich der im 
Zusammenhang mit der Verwaltung und Verwahrung entstehenden Steuern; 

e) Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das OGAW-Sondervermögen erhoben 
werden; 

f) Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das OGAW-Sondervermögen. 

4. Transaktionskosten: Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem OGAW-
Sondervermögen die mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehenden 
Kosten belastet. 

5. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem OGAW-Sondervermögen im Berichtszeitraum für den Erwerb 
und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 196 KAGB berechnet worden sind. Beim Erwerb von 
Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft verwaltet 
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werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden 
ist, darf die Gesellschaft oder die andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine 
Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge sowie keine Verwaltungsvergütung für die erworbenen 
Anteile berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen zu 
legen, die dem OGAW-Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen 
Kapitalverwaltungsgesellschaft, einer Investment-Aktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital oder einer 
anderen Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare 
Beteiligung verbunden ist oder einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer 
Verwaltungsgesellschaft als Verwaltungsvergütung für die im OGAW-Sondervermögen gehaltenen Anteile 
berechnet wurde. 

UBS (D) Konzeptfonds I 

§ 6 Kosten 

1. Die Gesellschaft erhält aus dem OGAW-Sondervermögen eine Pauschalgebühr in Höhe von monatlich bis zu 
0,125% des am Ende eines Monats aus dem jeweiligen Monatsendwert errechneten Nettoinventarwerts des 
OGAW-Sondervermögens. 

Die Gesellschaft gibt für jede Anteilklasse im Verkaufsprospekt, im Jahres- und Halbjahresbericht die 
erhobene Pauschalgebühr an. 

2. Die Pauschalgebühr deckt sämtliche folgende Vergütungen, Gebühren und Kosten ab, die dem OGAW-
Sondervermögen nicht separat belastet werden: 

a) Vergütung für die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens (Fondsmanagement, administrative 
Tätigkeiten); 

b) Vergütung der Verwahrstelle; 

c) bankübliche Depot- und Kontogebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 
Verwahrung ausländischer Vermögensgegenstände im Ausland; 

d) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise 
und ggf. der Ausschüttungen oder Thesaurierungen und des Auflösungsberichtes; 

e) Kosten für die Prüfung des OGAW-Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des OGAW-
Sondervermögens; 

f) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen 
Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufsprospekt, wesentliche 
Anlegerinformationen); 

g) Vergütung für die Vertriebstellen des Sondervermögens. 

3. Neben der der Gesellschaft zustehenden Pauschalgebühr gemäß Abs. 1 und 2 können die folgenden Kosten 
zusätzlich dem OGAW-Sondervermögen belastet werden: 

a) Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für 
Rechnung des OGAW-Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des 
OGAW-Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 

b) Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die 
steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden; 

c) Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für 
Informationen bei Fondsverschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung; 

d) im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu zahlenden Vergütungen 
sowie den in § 6 Ziffer 2 und 3 genannten Aufwendungen anfallende Steuern einschließlich der im 
Zusammenhang mit der Verwaltung und Verwahrung entstehenden Steuern; 

e) Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das OGAW-Sondervermögen erhoben 
werden; 

f) Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das OGAW-Sondervermögen. 
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4. Transaktionskosten: 

 Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem OGAW-Sondervermögen die mit 
dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehenden Kosten belastet. 

5. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem OGAW-Sondervermögen im Berichtszeitraum für den Erwerb 
und die Rücknahme von Anteilen im Sinne von § 196 KAGB berechnet worden sind. Beim Erwerb von 
Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft verwaltet 
werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung 
verbunden ist, darf die Gesellschaft oder die andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine 
Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge sowie keine Verwaltungsvergütung für die erworbenen 
Anteile berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen zu 
legen, die dem OGAW-Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen 
Kapitalverwaltungsgesellschaft, einer Investment-Aktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital oder einer 
anderen Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare 
Beteiligung verbunden ist oder einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer 
Verwaltungsgesellschaft als Verwaltungsvergütung für die im OGAW-Sondervermögen gehaltenen Anteile 
berechnet wurde. 

UBS (D) Konzeptfonds III 

§ 6 Kosten 

1. Die Gesellschaft erhält aus dem OGAW-Sondervermögen eine Pauschalgebühr in Höhe von monatlich bis zu 
0,125% des am Ende eines Monats aus dem jeweiligen Monatsendwert errechneten Nettoinventarwerts des 
OGAW-Sondervermögens.  

Die Gesellschaft gibt für jede Anteilklasse im Verkaufsprospekt, im Jahres- und Halbjahresbericht die 
erhobene Pauschalgebühr an. 

2. Die Pauschalgebühr deckt sämtliche folgende Vergütungen, Gebühren und Kosten ab, die dem OGAW-
Sondervermögen nicht separat belastet werden: 

a) Vergütung für die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens (Fondsmanagement, administrative 
Tätigkeiten); 

b) Vergütung der Verwahrstelle; 

c) bankübliche Depot- und Kontogebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 
Verwahrung ausländischer Vermögensgegenstände im Ausland; 

d) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise 
und ggf. der Ausschüttungen oder Thesaurierungen und des Auflösungsberichtes; 

e) Kosten für die Prüfung des OGAW-Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des OGAW-
Sondervermögens; 

f) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen 
Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufsprospekt, wesentliche 
Anlegerinformationen); 

g) Vergütung für die Vertriebstellen des Sondervermögens. 

3. Neben der der Gesellschaft zustehenden Pauschalgebühr gemäß Abs. 1 und 2 können die folgenden Kosten 
zusätzlich dem OGAW-Sondervermögen belastet werden: 

a) Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für 
Rechnung des OGAW-Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des 
OGAW-Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 

b) Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die 
steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden; 
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c) Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für 
Informationen bei Fondsverschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung. 

d) im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu zahlenden Vergütungen 
sowie den in § 6 Ziffer 2 und 3 genannten Aufwendungen anfallende Steuern einschließlich der im 
Zusammenhang mit der Verwaltung und Verwahrung entstehenden Steuern; 

e) Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das OGAW-Sondervermögen erhoben 
werden; 

f) Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das OGAW-Sondervermögen. 

4. Transaktionskosten: 

Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem OGAW-Sondervermögen die mit 
dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehenden Kosten belastet. 

5. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem OGAW-Sondervermögen im Berichtszeitraum für den Erwerb 
und die Rücknahme von Anteilen im Sinne von § 196 KAGB berechnet worden sind. Beim Erwerb von 
Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft verwaltet 
werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung 
verbunden ist, darf die Gesellschaft oder die andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine 
Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge sowie keine Verwaltungsvergütung für die erworbenen 
Anteile berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen zu 
legen, die dem OGAW-Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen 
Kapitalverwaltungsgesellschaft, einer Investment-Aktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital oder einer 
anderen Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare 
Beteiligung verbunden ist oder einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer 
Verwaltungsgesellschaft als Verwaltungsvergütung für die im OGAW-Sondervermögen gehaltenen Anteile 
berechnet wurde. 

UBS (D) Konzeptfonds IV 

§ 6 Kosten 

1. Die Gesellschaft erhält aus dem OGAW-Sondervermögen eine Pauschalgebühr in Höhe von monatlich bis zu 
0,125% des am Ende eines Monats aus dem jeweiligen Monatsendwert errechneten Nettoinventarwerts des 
OGAW-Sondervermögens. 

Die Gesellschaft gibt für jede Anteilklasse im Verkaufsprospekt, im Jahres- und Halbjahresbericht die 
erhobene Pauschalgebühr an. 

2. Die Pauschalgebühr deckt sämtliche folgende Vergütungen, Gebühren und Kosten ab, die dem OGAW-
Sondervermögen nicht separat belastet werden: 

a) Vergütung für die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens (Fondsmanagement, administrative 
Tätigkeiten); 

b) Vergütung der Verwahrstelle; 

c) bankübliche Depot- und Kontogebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 
Verwahrung ausländischer Vermögensgegenstände im Ausland; 

d) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise 
und ggf. der Ausschüttungen oder Thesaurierungen und des Auflösungsberichtes; 

e) Kosten für die Prüfung des OGAW-Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des OGAW-
Sondervermögens; 

f) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen 
Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufsprospekt, wesentliche 
Anlegerinformationen); 

g) Vergütung für die Vertriebstellen des Sondervermögens. 
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3. Neben der der Gesellschaft zustehenden Pauschalgebühr gemäß Abs. 1 und 2 können die folgenden Kosten 
zusätzlich dem OGAW-Sondervermögen belastet werden: 

a) Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für 
Rechnung des OGAW-Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des 
OGAW-Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 

b) Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die 
steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden; 

c) Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für 
Informationen bei Fondsverschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung; 

d) im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu zahlenden Vergütungen 
sowie den in § 6 Ziffer 2 und 3 genannten Aufwendungen anfallende Steuern einschließlich der im 
Zusammenhang mit der Verwaltung und Verwahrung entstehenden Steuern; 

e) Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das OGAW-Sondervermögen erhoben 
werden; 

f) Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das OGAW-Sondervermögen. 

4. Transaktionskosten: 

Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem OGAW-Sondervermögen die mit 
dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehenden Kosten belastet. 

5. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem OGAW-Sondervermögen im Berichtszeitraum für den Erwerb 
und die Rücknahme von Anteilen im Sinne von § 196 KAGB berechnet worden sind. Beim Erwerb von 
Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft verwaltet 
werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung 
verbunden ist, darf die Gesellschaft oder die andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine 
Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge sowie keine Verwaltungsvergütung für die erworbenen 
Anteile berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen zu 
legen, die dem OGAW-Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen 
Kapitalverwaltungsgesellschaft, einer Investment-Aktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital oder einer 
anderen Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare 
Beteiligung verbunden ist oder einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer 
Verwaltungsgesellschaft als Verwaltungsvergütung für die im OGAW-Sondervermögen gehaltenen Anteile 
berechnet wurde. 

UBS (D) Konzeptfonds V 

§ 6 Kosten 

1. Die Gesellschaft erhält aus dem OGAW-Sondervermögen eine Pauschalgebühr in Höhe von monatlich bis zu 
0,125% des am Ende eines Monats aus dem jeweiligen Monatsendwert errechneten Nettoinventarwerts des 
OGAW-Sondervermögens. 

Die Gesellschaft gibt für jede Anteilklasse im Verkaufsprospekt, im Jahres- und Halbjahresbericht die 
erhobene Pauschalgebühr an. 

2. Die Pauschalgebühr deckt sämtliche folgende Vergütungen, Gebühren und Kosten ab, die dem OGAW-
Sondervermögen nicht separat belastet werden: 

a) Vergütung für die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens (Fondsmanagement, administrative 
Tätigkeiten); 

b) Vergütung der Verwahrstelle; 

c) bankübliche Depot- und Kontogebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 
Verwahrung ausländischer Vermögensgegenstände im Ausland; 

d) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise 
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und ggf. der Ausschüttungen oder Thesaurierungen und des Auflösungsberichtes; 

e) Kosten für die Prüfung des OGAW-Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des OGAW-
Sondervermögens; 

f) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen 
Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufsprospekt, wesentliche 
Anlegerinformationen); 

g) Vergütung für die Vertriebstellen des Sondervermögens. 

3. Neben der der Gesellschaft zustehenden Pauschalgebühr gemäß Abs. 1 und 2 können die folgenden Kosten 
zusätzlich dem OGAW-Sondervermögen belastet werden: 

a) Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für 
Rechnung des OGAW-Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des 
OGAW-Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 

b) Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die 
steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden; 

c) Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für 
Informationen bei Fondsverschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung. 

d) im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu zahlenden Vergütungen 
sowie den in § 6 Ziffer 2 und 3 genannten Aufwendungen anfallende Steuern einschließlich der im 
Zusammenhang mit der Verwaltung und Verwahrung entstehenden Steuern; 

e) Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das OGAW-Sondervermögen erhoben 
werden; 

f) Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das OGAW-Sondervermögen. 

4. Transaktionskosten: 

 Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem OGAW-Sondervermögen die mit 
dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehenden Kosten belastet. 

5. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem OGAW-Sondervermögen im Berichtszeitraum für den Erwerb 
und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 196 KAGB berechnet worden sind. Beim Erwerb von 
Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft verwaltet 
werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung 
verbunden ist, darf die Gesellschaft oder die andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine 
Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge sowie keine Verwaltungsvergütung für die erworbenen 
Anteile berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen zu 
legen, die dem OGAW-Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen 
Kapitalverwaltungsgesellschaft, einer Investment-Aktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital oder einer 
anderen Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare 
Beteiligung verbunden ist oder einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer 
Verwaltungsgesellschaft als Verwaltungsvergütung für die im OGAW-Sondervermögen gehaltenen Anteile 
berechnet wurde. 

UBS (D) Konzeptfonds Europe Plus 

§ 6 Kosten 

1. Die Gesellschaft erhält aus dem OGAW-Sondervermögen eine Pauschalgebühr in Höhe von monatlich 
0,133% des am Ende eines Monats aus dem jeweiligen Monatsendwert errechneten Nettoinventarwerts des 
OGAW-Sondervermögens. 

2. Die Pauschalgebühr deckt sämtliche folgende Vergütungen, Gebühren und Kosten ab, die dem OGAW-
Sondervermögen nicht separat belastet werden: 

a) Vergütung für die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens (Fondsmanagement, administrative 
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Tätigkeiten); 

b) Vergütung der Verwahrstelle; 

c) bankübliche Depot- und Kontogebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 
Verwahrung ausländischer Vermögensgegenstände im Ausland; 

d) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise 
und ggf. der Ausschüttungen oder Thesaurierungen und des Auflösungsberichtes; 

e) Kosten für die Prüfung des OGAW-Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des OGAW-
Sondervermögens; 

f) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen 
Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufsprospekt, wesentliche 
Anlegerinformationen); 

g) Vergütung für die Vertriebstellen des Sondervermögens. 

3. Neben der der Gesellschaft zustehenden Pauschalgebühr gemäß Abs. 1 und 2 können die folgenden 
Kosten zusätzlich dem OGAW-Sondervermögen belastet werden: 

a) Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für 
Rechnung des OGAW-Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des 
OGAW-Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 

b) Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die 
steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden; 

c) Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für 
Informationen bei Fondsverschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung; 

d) im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu zahlenden Vergütungen 
sowie den in § 6 Ziffer 2 und 3 genannten Aufwendungen anfallende Steuern einschließlich der im 
Zusammenhang mit der Verwaltung und Verwahrung entstehenden Steuern; 

e) Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das OGAW-Sondervermögen erhoben 
werden; 

f) Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das OGAW-Sondervermögen. 

4. Transaktionskosten: 

Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem OGAW-Sondervermögen die mit 
dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehenden Kosten belastet. 

5. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem OGAW-Sondervermögen im Berichtszeitraum für den Erwerb 
und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 196 KAGB berechnet worden sind. Beim Erwerb von 
Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft verwaltet 
werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung 
verbunden ist, darf die Gesellschaft oder die andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine 
Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge sowie keine Verwaltungsvergütung für die erworbenen 
Anteile berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen zu 
legen, die dem OGAW-Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen 
Kapitalverwaltungsgesellschaft, einer Investment-Aktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital oder einer 
anderen Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare 
Beteiligung verbunden ist oder einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer 
Verwaltungsgesellschaft als Verwaltungsvergütung für die im OGAW-Sondervermögen gehaltenen Anteile 
berechnet wurde. 
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Mesina-Aktienfonds-UBS (D) 

§ 6 Kosten 

1. Die monatlich der Gesellschaft zustehende Verwaltungsvergütung beträgt maximal 1/12 von 0,9% des am 
Ende eines Monats aus dem jeweiligen Monatsendwert errechneten Nettoinventarwerts des OGAW-
Sondervermögens. 

Die Gesellschaft gibt für jede Anteilklasse im Verkaufsprospekt, im Jahres- und Halbjahresbericht die 
erhobene Verwaltungsvergütung an. 

Mit der Verwaltungsvergütung sind ebenfalls die folgenden Kosten pauschal abgedeckt und werden dem 
OGAW-Sondervermögen nicht separat in Rechnung gestellt: 

- Kosten für den Druck und Versand der für die Anteilinhaber bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen 
Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufsprospekt, wesentliche 
Anlegerinformationen); 

- Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise 
und ggf. der Ausschüttungen oder Thesaurierungen und des Auflösungsberichtes; 

- Kosten für die Prüfung des OGAW-Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des OGAW-
Sondervermögens; 

- Vergütung für die Vertriebstellen des Sondervermögens (sofern anfallend). 

2. Die Verwahrstelle erhält eine vierteljährliche Vergütung bis zur Höhe von 0,125 ‰ bezogen auf den 
Durchschnittswert des OGAW-Sondervermögens, der sich aus den jeweiligen Monatsendwerten des letzten 
vorangegangenen Quartals ergibt. 

3. Neben den vorgenannten Vergütungen gehen die folgenden Aufwendungen zu Lasten des OGAW-
Sondervermögens: 

- Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für 
Rechnung des OGAW-Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des 
OGAW-Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 

- bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die Verwahrung 
ausländischer Wertpapiere im Ausland; 

- im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu zahlenden Vergütungen 
sowie den in § 6 Ziffer 1 und 3 genannten Aufwendungen anfallende Steuern einschließlich der im 
Zusammenhang mit der Verwaltung und Verwahrung entstehenden Steuern; 

- Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die 
steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden; 

- Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für 
Informationen bei Fondsverschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung; 

- Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das OGAW-Sondervermögen erhoben 
werden; 

- Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das OGAW-Sondervermögen. 

4. Der Betrag, der jährlich aus dem Sondervermögen nach den vorstehenden Ziffern 1. und 2. als Vergütung 
entnommen wird, kann insgesamt bis zu 0,95% des jährlichen durchschnittlichen Nettoinventarwertes des 
Sondervermögens, der aus den Werten am Ende eines jeden Monats errechnet wird, betragen. 

5. Transaktionskosten: 

Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem OGAW-Sondervermögen die mit 
dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehenden Kosten belastet. 

6. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem OGAW-Sondervermögen im Berichtszeitraum für den Erwerb 
und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 196 KAGB berechnet worden sind. Beim Erwerb von 
Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft verwaltet 
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werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden 
ist, darf die Gesellschaft oder die andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine 
Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge sowie keine Verwaltungsvergütung für die erworbenen 
Anteile berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen zu 
legen, die dem OGAW-Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen 
Kapitalveraltungsgesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare 
Beteiligung verbunden ist, einer Investment-Aktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital oder einer anderen 
Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung 
verbunden ist oder einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft 
als Verwaltungsvergütung für die im OGAW-Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

Mesina-Rentenfonds-UBS (D) 

§ 6 Kosten 

1. Die monatlich der Gesellschaft zustehende Verwaltungsvergütung beträgt maximal 1/12 von 0,9% des am 
Ende eines Monats aus dem jeweiligen Monatsendwert errechneten Nettoinventarwerts des OGAW-
Sondervermögens. 

Die Gesellschaft gibt für jede Anteilklasse im Verkaufsprospekt, im Jahres- und Halbjahresbericht die 
erhobene Verwaltungsvergütung an. 

Mit der Verwaltungsvergütung sind ebenfalls die folgenden Kosten pauschal abgedeckt und werden dem 
OGAW-Sondervermögen nicht separat in Rechnung gestellt: 

- Kosten für den Druck und Versand der für die Anteilinhaber bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen 
Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufsprospekt, wesentliche 
Anlegerinformationen); 

- Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise 
und ggf. der Ausschüttungen oder Thesaurierungen und des Auflösungsberichtes;  

- Kosten für die Prüfung des OGAW-Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des OGAW-
Sondervermögens; 

- Vergütung für die Vertriebstellen des Sondervermögens (sofern anfallend). 

2. Die Verwahrstelle erhält eine vierteljährliche Vergütung bis zur Höhe von 0,125 ‰ bezogen auf den 
Durchschnittswert des OGAW-Sondervermögens, der sich aus den jeweiligen Monatsendwerten des letzten 
vorangegangenen Quartals ergibt. 

3. Neben den vorgenannten Vergütungen gehen die folgenden Aufwendungen zu Lasten des OGAW-
Sondervermögens: 

- Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für 
Rechnung des OGAW-Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des 
OGAW-Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 

- bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die Verwahrung 
ausländischer Wertpapiere im Ausland; 

- im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu zahlenden Vergütungen 
sowie den in § 6 Ziffer 1 und 3 genannten Aufwendungen anfallende Steuern einschließlich der im 
Zusammenhang mit der Verwaltung und Verwahrung entstehenden Steuern; 

- Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die 
steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden;  

- Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für 
Informationen bei Fondsverschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung; 

- Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das OGAW-Sondervermögen erhoben 
werden; 

- Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das OGAW-Sondervermögen. 
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4. Der Betrag, der jährlich aus dem Sondervermögen nach den vorstehenden Ziffern 1. und 2. als Vergütung 
entnommen wird, kann insgesamt bis zu 0,95% des jährlichen durchschnittlichen Nettoinventarwertes des 
Sondervermögens, der aus den Werten am Ende eines jeden Monats errechnet wird, betragen. 

5. Transaktionskosten: 

 Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem OGAW-Sondervermögen die mit 
dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehenden Kosten belastet. 

6. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem OGAW-Sondervermögen im Berichtszeitraum für den Erwerb 
und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 196 KAGB berechnet worden sind. Beim Erwerb von 
Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft verwaltet 
werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden 
ist, darf die Gesellschaft oder die andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine 
Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge sowie keine Verwaltungsvergütung für die erworbenen 
Anteile berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen zu 
legen, die dem OGAW-Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen 
Kapitalverwaltungsgesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare 
Beteiligung verbunden ist, einer Investment-Aktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital oder einer anderen 
Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung 
verbunden ist oder einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft 
als Verwaltungsvergütung für die im OGAW-Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

AIFD Gemischte Sondervermögen 

UBS (D) Portfolio I (EUR) 

§ 6 Kosten 

1. Für die Verwaltung des Gemischten Sondervermögens erhält die Gesellschaft monatlich eine Vergütung von 
1/12 von bis zu 1,8% des am Ende eines Monats aus dem jeweiligen Monatsendwert errechneten 
Nettoinventarwertes des Gemischten Sondervermögens. Mit dieser Vergütung ist die Vergütung für die 
Vertriebsstellen des gemischten Sondervermögens abgedeckt und wird dem Sondervermögen nicht mehr 
gesondert belastet. 

2. Die Verwahrstelle erhält monatlich eine Vergütung von 1/12 von bis zu 0,1% des am Ende eines Monats aus 
dem jeweiligen Monatsendwert errechneten Nettoinventarwertes des Gemischten Sondervermögens. 

3. Neben den vorgenannten Vergütungen gehen die folgenden Aufwendungen zu Lasten des Gemischten 
Sondervermögens: 

3.1 bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die Verwahrung 
ausländischer Wertpapiere im Ausland; 

3.2 Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten Jahres- und Halbjahresberichte; 

3.3 Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise 
und ggf. der Ausschüttungen und des Auflösungsberichtes; 

3.4 Kosten für die Prüfung des Gemischten Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des Gemischten 
Sondervermögens; 

3.5 Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die 
steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden; 

3.6 Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für 
Rechnung des Gemischten Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten 
des Gemischten Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 

3.7 Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für 
Informationen bei Fondsverschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung; 

3.8 Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das Gemischte Sondervermögen; 
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3.9 Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das Gemischte Sondervermögen erhoben 
werden; 

3.10 anfallende Steuern im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu 
zahlenden Vergütungen sowie den vorstehend genannten Aufwendungen einschließlich der im 
Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell entstehenden Steuern.  

4. Der Betrag, der jährlich aus dem Sondervermögen nach den vorstehenden Ziffern 1. und 2. als Vergütung 
entnommen wird, kann insgesamt bis zu 1,9% des jährlichen durchschnittlichen Nettoinventarwertes des 
Sondervermögens, der aus den Werten am Ende eines jeden Monats errechnet wird, betragen. 

5. Transaktionskosten: Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem Gemischten 
Sondervermögen die mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehenden 
Kosten belastet. 

6. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Gemischten Sondervermögen im Berichtszeitraum für den 
Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne der §§ 196, 218, 220 KAGB berechnet worden sind. Beim 
Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft 
verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung 
verbunden ist, angenommen mindestens bei mehr als 10% des Kapitals oder der Stimmen, darf die 
Gesellschaft oder die andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge sowie keine Verwaltungsvergütung für die erworbenen Anteile berechnen. Die 
Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen zu legen, die dem 
Gemischten Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalverwaltungsgesellschaft, 
einer Investment-Aktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 
Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist, oder einer 
ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als Verwaltungsvergütung 
für die im Gemischten Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. Satz 1 gilt auch hinsichtlich 
solcher Anteile, die nach Maßgabe des § 8 Abs. 6 der AABen zulässigerweise im Gemischten 
Sondervermögen weiter gehalten werden. 

UBS (D) Portfolio II (EUR) 

§ 6 Kosten 

1. Für die Verwaltung des Gemischten Sondervermögens erhält die Gesellschaft monatlich eine Vergütung von 
1/12 von bis zu 2,0% des am Ende eines Monats aus dem jeweiligen Monatsendwert errechneten 
Nettoinventarwertes des Gemischten Sondervermögens. Mit dieser Vergütung ist die Vergütung für die 
Vertriebsstellen des gemischten Sondervermögens abgedeckt und wird dem Sondervermögen nicht mehr 
gesondert belastet. 

2. Die Verwahrstelle erhält monatlich eine Vergütung von 1/12 von bis zu 0,1% des am Ende eines Monats aus 
dem jeweiligen Monatsendwert errechneten Nettoinventarwertes des Gemischten Sondervermögens. 

3. Neben den vorgenannten Vergütungen gehen die folgenden Aufwendungen zu Lasten des Gemischten 
Sondervermögens: 

3.1 bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die Verwahrung 
ausländischer Wertpapiere im Ausland; 

3.2 Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten Jahres- und Halbjahresberichte; 

3.3 Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise 
und ggf. der Ausschüttungen und des Auflösungsberichtes; 

3.4 Kosten für die Prüfung des Gemischten Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des Gemischten 
Sondervermögens; 

3.5 Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die 
steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden; 

3.6 Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für 
Rechnung des Gemischten Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten 
des Gemischten Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 
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3.7 Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für 
Informationen bei Fondsverschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung; 

3.8 Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das Gemischte Sondervermögen; 

3.9 Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das Gemischte Sondervermögen erhoben 
werden; 

3.10 anfallende Steuern im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu 
zahlenden Vergütungen sowie den vorstehend genannten Aufwendungen einschließlich der im 
Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell entstehenden Steuern. 

4. Der Betrag, der jährlich aus dem Sondervermögen nach den vorstehenden Ziffern 1. und 2. als Vergütung 
entnommen wird, kann insgesamt bis zu 2,1% des jährlichen durchschnittlichen Nettoinventarwertes des 
Sondervermögens, der aus den Werten am Ende eines jeden Monats errechnet wird, betragen. 

5. Transaktionskosten: Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem Gemischten 
Sondervermögen die mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehenden 
Kosten belastet. 

6. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Gemischten Sondervermögen im Berichtszeitraum für den 
Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne der §§ 196, 218, 220 KAGB berechnet worden sind. Beim 
Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft 
verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung 
verbunden ist, angenommen mindestens bei mehr als 10% des Kapitals oder der Stimmen, darf die 
Gesellschaft oder die andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge sowie keine Verwaltungsvergütung für die erworbenen Anteile berechnen. Die 
Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen zu legen, die dem 
Gemischten Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalverwaltungsgesellschaft, 
einer Investment-Aktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 
Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder einer 
ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als Verwaltungsvergütung 
für die im Gemischten Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. Satz 1 gilt auch hinsichtlich 
solcher Anteile, die nach Maßgabe des § 8 Abs. 6 der AABen zulässigerweise im Gemischten 
Sondervermögen weiter gehalten werden. 

AIFD Gemischte Sondervermögen 

UBS (D) Vermögensstrategie IV 

§ 6 Kosten 

1. Für die Verwaltung des Sonstigen Sondervermögens erhält die Gesellschaft monatlich eine Vergütung von 
1/12 von bis zu 1,5% des am Ende eines Monats aus dem jeweiligen Monatsendwert errechneten 
Nettoinventarwertes des Sonstigen Sondervermögens. Mit dieser Vergütung ist die Vergütung für die 
Vertriebsstellen des Sonstigen Sondervermögens abgedeckt und wird dem Sondervermögen nicht mehr 
gesondert belastet. 

 Die Gesellschaft gibt für jede Anteilklasse im Verkaufsprospekt, im Jahres- und Halbjahresbericht die 
erhobene Verwaltungsvergütung an. 

2. Die Verwahrstelle erhält monatlich eine Vergütung von 1/12 von bis zu 0,1% des am Ende eines Monats aus 
dem jeweiligen Monatsendwert errechneten Nettoinventarwertes des Sonstigen Sondervermögens. 

3. Neben den vorgenannten Vergütungen gehen die folgenden Aufwendungen zu Lasten des Sonstigen 
Sondervermögens: 

3.1 bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die Verwahrung 
ausländischer Wertpapiere im Ausland; 

3.2 Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten Jahres- und Halbjahresberichte; 
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3.3 Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise 
und ggf. der Ausschüttungen und des Auflösungsberichtes; 

3.4 Kosten für die Prüfung des Sonstigen Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des Sonstigen 
Sondervermögens; 

3.5 Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die 
steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden; 

3.6 Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für 
Rechnung des Sonstigen Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des 
Sonstigen Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 

3.7 Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für 
Informationen bei Fondsverschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung; 

3.8 Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das Sonstige Sondervermögen; 

3.9 Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das Sonstige Sondervermögen erhoben 
werden; 

3.10 anfallende Steuern im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu 
zahlenden Vergütungen sowie den vorstehend genannten Aufwendungen einschließlich der im 
Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell entstehenden Steuern. 

4. Der Betrag, der jährlich aus dem Sondervermögen nach den vorstehenden Ziffern 1. und 2. als Vergütung 
entnommen wird, kann insgesamt bis zu 1,6% des jährlichen durchschnittlichen Nettoinventarwertes des 
Sondervermögens, der aus den Werten am Ende eines jeden Monats errechnet wird, betragen. 

5. Transaktionskosten: Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem Sonstigen 
Sondervermögen die mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehenden 
Kosten belastet. 

6. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sonstigen Sondervermögen im Berichtszeitraum für den 
Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne der §§ 196, 218, 220 KAGB berechnet worden sind. Beim 
Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft 
verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung 
verbunden ist, darf die Gesellschaft oder die andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine 
Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge sowie keine Verwaltungsvergütung für die erworbenen 
Anteile berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen zu 
legen, die dem Sonstigen Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen 
Kapitalverwaltungsgesellschaft, einer Investment-Aktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital oder einer 
anderen Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare 
Beteiligung verbunden ist oder einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer 
Verwaltungsgesellschaft als Verwaltungsvergütung für die im Sonstigen Sondervermögen gehaltenen Anteile 
berechnet wurde. Satz 1 gilt auch hinsichtlich solcher Anteile, die nach Maßgabe des § 8 Abs. 6 der AABen 
zulässigerweise im Sonstigen Sondervermögen weiter gehalten werden. 

UBS (D) Vermögensstrategie Aktienorientiert 

§ 6 Kosten 

1. Für die Verwaltung des Sonstigen Sondervermögens erhält die Gesellschaft monatlich eine Vergütung von 
1/12 von bis zu 1,7% des am Ende eines Monats aus dem jeweiligen Monatsendwert errechneten 
Nettoinventarwertes des Sonstigen Sondervermögens. Mit dieser Vergütung ist die Vergütung für die 
Vertriebsstellen des Sonstigen Sondervermögens abgedeckt und wird dem Sondervermögen nicht mehr 
gesondert belastet. 

Die Gesellschaft gibt für jede Anteilklasse im Verkaufsprospekt, im Jahres- und Halbjahresbericht die 
erhobene Verwaltungsvergütung an.  

2. Die Verwahrstelle erhält monatlich eine Vergütung von 1/12 von bis zu 0,1% des am Ende eines Monats aus 
dem jeweiligen Monatsendwert errechneten Nettoinventarwertes des Sonstigen Sondervermögens. 
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3. Neben den vorgenannten Vergütungen gehen die folgenden Aufwendungen zu Lasten des Sonstigen 
Sondervermögens: 

3.1 bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die Verwahrung 
ausländischer Wertpapiere im Ausland; 

3.2 Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten Jahres- und Halbjahresberichte; 

3.3 Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise 
und ggf. der Ausschüttungen und des Auflösungsberichtes; 

3.4 Kosten für die Prüfung des Sonstigen Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des Sonstigen 
Sondervermögens; 

3.5 Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die 
steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden; 

3.6 Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für 
Rechnung des Sonstigen Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des 
Sonstigen Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 

3.7 Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für 
Informationen bei Fondsverschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung; 

3.8 Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das Sonstige Sondervermögen; 

3.9 Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das Sonstige Sondervermögen erhoben 
werden; 

3.10 anfallende Steuern im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu 
zahlenden Vergütungen sowie den vorstehend genannten Aufwendungen einschließlich der im 
Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell entstehenden Steuern.  

4. Der Betrag, der jährlich aus dem Sondervermögen nach den vorstehenden Ziffern 1. und 2. als Vergütung 
entnommen wird, kann insgesamt bis zu 1,8% des jährlichen durchschnittlichen Nettoinventarwertes des 
Sondervermögens, der aus den Werten am Ende eines jeden Monats errechnet wird, betragen. 

5. Transaktionskosten: Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem Sonstigen 
Sondervermögen die mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehenden 
Kosten belastet.  

6. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sonstigen Sondervermögen im Berichtszeitraum für den 
Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne der §§ 196, 218, 220 KAGB berechnet worden sind. Beim 
Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft 
verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung 
verbunden ist, darf die Gesellschaft oder die andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine 
Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge sowie keine Verwaltungsvergütung für die erworbenen 
Anteile berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen zu 
legen, die dem Sonstigen Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen 
Kapitalverwaltungsgesellschaft, einer Investment-Aktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital oder einer 
anderen Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare 
Beteiligung verbunden ist oder einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer 
Verwaltungsgesellschaft als Verwaltungsvergütung für die im Sonstigen Sondervermögen gehaltenen Anteile 
berechnet wurde. Satz 1 gilt auch hinsichtlich solcher Anteile, die nach Maßgabe des § 8 Abs. 6 der AABen 
zulässigerweise im Sonstigen Sondervermögen weiter gehalten werden. 

UBS (D) Euro Aktiv - Substanz 

§ 6 Kosten 

1. Die monatlich der Gesellschaft zustehende Verwaltungsvergütung beträgt maximal 1/12 von 1,6% des am 
Ende eines Monats aus dem jeweiligen Monatsendwert errechneten Nettoinventarwertes des Sonstigen 
Sondervermögens. Mit dieser Vergütung ist die Vergütung für die Vertriebsstellen des Sonstigen 
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Sondervermögens abgedeckt und wird dem Sondervermögen nicht mehr gesondert belastet. 

Die Gesellschaft gibt gegebenenfalls für jede Anteilklasse im Verkaufsprospekt sowie im Jahres- und 
Halbjahresbericht die erhobene Verwaltungsvergütung an.  

2. Die Verwahrstelle erhält eine monatliche Vergütung von 1/12 von bis zu 0,1% des am Ende eines Monats aus 
dem jeweiligen Monatsendwert errechneten Nettoinventarwertes des Sonstigen Sondervermögens.  

3. Neben den vorgenannten Vergütungen gehen die folgenden Aufwendungen zu Lasten des Sonstigen 
Sondervermögens: 

3.1 bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die Verwahrung 
ausländischer Wertpapiere im Ausland; 

3.2 Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten Jahres- und Halbjahresberichte; 

3.3 Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise 
und ggf. der Ausschüttungen und des Auflösungsberichtes; 

3.4 Kosten für die Prüfung des Sonstigen Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des Sonstigen 
Sondervermögens; 

3.5 Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die 
steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden; 

3.6 Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für 
Rechnung des Sonstigen Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des 
Sonstigen Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 

3.7 Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für 
Informationen bei Fondsverschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung; 

3.8 Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das Sonstige Sondervermögen; 

3.9 Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das Sonstige Sondervermögen erhoben 
werden; 

3.10 anfallende Steuern im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu 
zahlenden Vergütungen sowie den vorstehend genannten Aufwendungen einschließlich der im 
Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell entstehenden Steuern. 

4. Der Betrag, der jährlich aus dem Sondervermögen nach den vorstehenden Ziffern 1. und 2. als Vergütung 
entnommen wird, kann insgesamt bis zu 1,7% des jährlichen durchschnittlichen Nettoinventarwertes des 
Sondervermögens, der aus den Werten am Ende eines jeden Monats errechnet wird, betragen. 

5. Transaktionskosten: Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem Sonstigen 
Sondervermögen die mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehenden 
Kosten belastet. 

6. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sonstigen Sondervermögen im Berichtszeitraum für den 
Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne der §§ 196, 218, 220 KAGB berechnet worden sind. Beim 
Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft 
verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung 
verbunden ist, darf die Gesellschaft oder die andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine 
Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge sowie keine Verwaltungsvergütung für die erworbenen 
Anteile berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen zu 
legen, die dem Sonstigen Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen 
Kapitalverwaltungsgesellschaft, einer Investment-Aktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital oder einer 
anderen Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine 
wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist, oder einer ausländischen Investment-
Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als Verwaltungsvergütung für die im Sonstigen 
Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. Satz 1 gilt auch hinsichtlich solcher Anteile, die nach 
Maßgabe des § 8 Abs. 6 der AABen zulässigerweise im Sonstigen Sondervermögen weiter gehalten werden. 
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UBS (D) Euro Aktiv - Balance 

§ 6 Kosten 

1. Die monatlich der Gesellschaft zustehende Verwaltungsvergütung beträgt maximal 1/12 von 1,75% des am 
Ende eines Monats aus dem jeweiligen Monatsendwert errechneten Nettoinventarwertes des Sonstigen 
Sondervermögens. Mit dieser Vergütung ist die Vergütung für die Vertriebsstellen des Sonstigen 
Sondervermögens abgedeckt und wird dem Sondervermögen nicht mehr gesondert belastet. 

Die Gesellschaft gibt gegebenenfalls für jede Anteilklasse im Verkaufsprospekt sowie im Jahres- und 
Halbjahresbericht die erhobene Verwaltungsvergütung an.  

2. Die Verwahrstelle erhält eine monatliche Vergütung von 1/12 von bis zu 0,1% des am Ende eines Monats aus 
dem jeweiligen Monatsendwert errechneten Nettoinventarwertes des Sonstigen Sondervermögens.  

3. Neben den vorgenannten Vergütungen gehen die folgenden Aufwendungen zu Lasten des Sonstigen 
Sondervermögens:  

3.1 bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die Verwahrung 
ausländischer Wertpapiere im Ausland; 

3.2 Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten Jahres- und Halbjahresberichte; 

3.3 Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise 
und ggf. der Ausschüttungen und des Auflösungsberichtes; 

3.4 Kosten für die Prüfung des Sonstigen Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des Sonstigen 
Sondervermögens; 

3.5 Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die 
steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden; 

3.6 Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für 
Rechnung des Sonstigen Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des 
Sonstigen Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 

3.7 Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für 
Informationen bei Fondsverschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung; 

3.8 Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das Sonstige Sondervermögen; 

3.9 Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das Sonstige Sondervermögen erhoben 
werden; 

3.10 anfallende Steuern im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu 
zahlenden Vergütungen sowie den vorstehend genannten Aufwendungen einschließlich der im 
Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell entstehenden Steuern.  

4. Der Betrag, der jährlich aus dem Sondervermögen nach den vorstehenden Ziffern 1. und 2. als Vergütung 
entnommen wird, kann insgesamt bis zu 1,85% des jährlichen durchschnittlichen Nettoinventarwertes des 
Sondervermögens, der aus den Werten am Ende eines jeden Monats errechnet wird, betragen. 

5. Transaktionskosten: Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem Sonstigen 
Sondervermögen die mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehenden 
Kosten belastet. 

6. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sonstigen Sondervermögen im Berichtszeitraum für den 
Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne der §§ 196, 218, 220 KAGB berechnet worden sind. Beim 
Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft 
verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung 
verbunden ist, darf die Gesellschaft oder die andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine 
Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge sowie keine Verwaltungsvergütung für die erworbenen 
Anteile berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen zu 
legen, die dem Sonstigen Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen 
Kapitalverwaltungsgesellschaft einer Investment-Aktiengesellschaft mit veränderlichen Kapital oder einer 
anderen Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine 
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wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder einer ausländischen Investment-
Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als Verwaltungsvergütung für die im Sonstigen 
Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. Satz 1 gilt auch hinsichtlich solcher Anteile, die nach 
Maßgabe des § 8 Abs. 6 der AABen zulässigerweise im Sonstigen Sondervermögen weiter gehalten werden. 

UBS (D) Euro Aktiv – Dynamik 

§ 6 Kosten 

1. Die monatlich der Gesellschaft zustehende Verwaltungsvergütung beträgt maximal 1/12 von 1,95% des am 
Ende eines Monats aus dem jeweiligen Monatsendwert errechneten Nettoinventarwertes des Sonstigen 
Sondervermögens. Mit dieser Vergütung ist die Vergütung für die Vertriebsstellen des Sonstigen 
Sondervermögens abgedeckt und wird dem Sondervermögen nicht mehr gesondert belastet. 

Die Gesellschaft gibt gegebenenfalls für jede Anteilklasse im Verkaufsprospekt sowie im Jahres- und 
Halbjahresbericht die erhobene Verwaltungsvergütung an.  

2. Die Verwahrstelle erhält eine monatliche Vergütung von 1/12 von bis zu 0,1% des am Ende eines Monats aus 
dem jeweiligen Monatsendwert errechneten Nettoinventarwertes des Sonstigen Sondervermögens.  

3. Neben den vorgenannten Vergütungen gehen die folgenden Aufwendungen zu Lasten des Sonstigen 
Sondervermögens:  

3.1 bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die Verwahrung 
ausländischer Wertpapiere im Ausland; 

3.2 Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten Jahres- und Halbjahresberichte; 

3.3 Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise 
und ggf. der Ausschüttungen und des Auflösungsberichtes; 

3.4 Kosten für die Prüfung des Sonstigen Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des Sonstigen 
Sondervermögens; 

3.5 Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die 
steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden; 

3.6 Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für 
Rechnung des Sonstigen Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des 
Sonstigen Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 

3.7 Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für 
Informationen bei Fondsverschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung; 

3.8 Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das Sonstige Sondervermögen; 

3.9 Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das Sonstige Sondervermögen erhoben 
werden; 

3.10 anfallende Steuern im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu 
zahlenden Vergütungen sowie den vorstehend genannten Aufwendungen einschließlich der im 
Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell entstehenden Steuern. 

4. Der Betrag, der jährlich aus dem Sondervermögen nach den vorstehenden Ziffern 1. und 2. als Vergütung 
entnommen wird, kann insgesamt bis zu 2,05% des jährlichen durchschnittlichen Nettoinventarwertes des 
Sondervermögens, der aus den Werten am Ende eines jeden Monats errechnet wird, betragen. 

5. Transaktionskosten: Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem Sonstigen 
Sondervermögen die mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehenden 
Kosten belastet. 

6. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sonstigen Sondervermögen im Berichtszeitraum für den 
Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne der §§ 196, 218, 220 KAGB berechnet worden sind. Beim 
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Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft 
verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung 
verbunden ist, darf die Gesellschaft oder die andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine 
Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge sowie keine Verwaltungsvergütung für die erworbenen 
Anteile berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen zu 
legen, die dem Sonstigen Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen 
Kapitalverwaltungsgesellschaft, einer Investment-Aktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital oder einer 
anderen Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine 
wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist, oder einer ausländischen Investment-
Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als Verwaltungsvergütung für die im Sonstigen 
Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. Satz 1 gilt auch hinsichtlich solcher Anteile, die nach 
Maßgabe des § 8 Abs. 6 der AABen zulässigerweise im Sonstigen Sondervermögen weiter gehalten werden. 
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9. Aktualisierte Auflistung öffentlicher Emittenten im jeweiligen § 2 der BABen für die unter 
Punkt 2. dieser Bekanntmachung genannten UBS (D) Publikumsfonds: 

- Die Bundesrepublik Deutschland 

- Als Bundesländer: 
- Baden-Württemberg 
- Bayern 
- Berlin 
- Brandenburg 
- Bremen 
- Hamburg 
- Hessen 
- Mecklenburg-Vorpommern 
- Niedersachsen 
- Nordrhein-Westfalen 
- Rheinland-Pfalz 
- Saarland 
- Sachsen 
- Sachsen-Anhalt 
- Schleswig-Holstein 
- Thüringen 

- Europäische Union 

- Als EU-Mitgliedstaaten: 
- Belgien 
- Bulgarien 
- Dänemark 
- Estland 
- Finnland 
- Frankreich 
- Griechenland 
- Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland (solange das Vereinigte Königreich EU-

Mitgliedstaat ist) 
- Republik Irland 
- Italien 
- Kroatien 
- Lettland 
- Litauen 
- Malta 
- Polen 
- Luxemburg 
- Niederlande 
- Österreich 
- Portugal 
- Schweden 
- Slowakei 
- Slowenien 
- Spanien 
- Tschechische Republik 
- Ungarn 
- Republik Zypern 
- Rumänien 

- Als Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum: 
- Island 
- Liechtenstein 
- Norwegen 
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- Als Mitgliedstaaten der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, die 
nicht Mitglied des EWR sind: 

- Australien 
- Japan 
- Kanada 
- Südkorea 
- Mexiko 
- Neuseeland 
- Schweiz 
- Türkei 
- Vereinigte Staaten von Amerika 
- Chile 
- Israel 
- Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland (sobald das Vereinigte Königreich nicht mehr EU-

Mitgliedstaat ist)  

- Als internationale Organisationen, der mindestens ein Mitgliedstaat der EU angehört: 
- EURATOM 
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10. Neue Besondere Anlagebedingungen des UBS (D) Konzeptfonds Europe Plus gemäß 
Punkt 3. dieser Bekanntmachung 

Besondere Anlagebedingungen 

UBS (D) Konzeptfonds Europe Plus 

zur Regelung des Rechtsverhältnisses zwischen den Anlegern und der UBS Asset Management (Deutschland) 
GmbH, Frankfurt am Main, (nachstehend „Gesellschaft“ genannt) für das von der Gesellschaft gemäß der 
OGAW-Richtlinie verwaltete OGAW-Sondervermögen UBS (D) Konzeptfonds Europe Plus, die nur in 
Verbindung mit den für dieses OGAW-Sondervermögen von der Gesellschaft aufgestellten „Allgemeinen 
Anlagebedingungen“ gelten. 

ANLAGEGRUNDSÄTZE UND ANLAGEGRENZEN 

§ 1 Vermögensgegenstände 

1. Die Gesellschaft darf für das OGAW-Sondervermögen folgende Vermögensgegenstände erwerben: 

1.1 Geldmarktinstrumente gemäß § 194 KAGB, 

1.2 Bankguthaben gemäß 195 KAGB, 

1.3 Investmentanteile gemäß 196 KAGB, 

1.4 Derivate gemäß 197 KAGB, 

1.5 Sonstige Anlageinstrumente gemäß § 198 KAGB. 

Der Erwerb von Wertpapieren gemäß § 193 KAGB ist 

ausgeschlossen. 

§ 1a Darlehens- und Pensionsgeschäfte 

Wertpapierdarlehens- oder Pensionsgeschäfte gemäß den §§ 13 und 14 der „Allgemeinen Anlagebedingungen“ 
werden nicht abgeschlossen. 

§ 2 Anlagegrundsätze, Anlagegrenzen 

1. Anlagegrundsätze für Investmentanteile 

1.1 Die Gesellschaft darf für das OGAW-Sondervermögen nur Anteile an Wertpapier- und Geldmarkt-
Sondervermögen sowie Anteile an ausländischen Wertpapier- und Geldmarkt-Investmentvermögen 
erwerben. 

1.2 Es dürfen nur Wertpapier-Aktienfonds erworben werden, deren Fondsvermögen aufgrund der 
Anlagebedingungen oder Satzung überwiegend aus Wertpapieren von Ausstellern besteht, deren 
Unternehmenssitz oder Geschäftsschwerpunkt sich in Europa befindet. 

1.3 Anteile an Geldmarkt-Sondervermögen und/ oder ausländischen Geldmarkt-Investmentvermögen dürfen 
nur erworben werden, wenn diese nach den jeweiligen Anlagebestimmungen (Anlagebedingungen oder 
Satzung) in Bankguthaben und/oder Geldmarktinstrumente investieren. 

1.4 Ausländische Investmentanteile dürfen erworben werden, wenn die ausländische Investmentgesellschaft 
als Aussteller dieser Anteile ihren Sitz und ihre Geschäftsleitung in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union inkl. Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland (solange das Vereinigte Königreich EU-
Mitgliedstaat ist) oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder in Australien, Japan, Kanada, Mexiko, Neuseeland, Schweiz, Süd-Korea, Türkei, 
den USA oder im Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland (sobald das Vereinigte 
Königreich nicht mehr EU-Mitgliedstaat ist) hat. 

1.5 Für das OGAW-Sondervermögen dürfen sowohl Anteile an Sondervermögen, die von der Gesellschaft 
aufgelegt worden sind, als auch Anteile an Investmentvermögen erworben werden, die von einer 
anderen Gesellschaft verwaltet werden. Dies umfasst auch Anteile an Investmentvermögen, die von einer 
anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare 
oder mittelbare Beteiligung verbunden ist. 

2. Anlagegrenzen 
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2.1 Das OGAW-Sondervermögen muss zu mindestens 51% aus Anteilen an Wertpapier-Sondervermögen 
und/oder aus Anteilen an ausländischen Wertpapier-Investmentvermögen bestehen, die nach den jeweiligen 
Anlagebestimmungen (Anlagebedingungen oder Satzung) überwiegend in Aktien investieren.  

2.2 Vorbehaltlich der in den vorstehenden Absätzen 1 und 2.1 festgelegten Anlagegrenzen gilt zudem, dass 
mindestens 51% des Wertes des OGAW-Sondervermögens in Kapitalbeteiligungen i. S. d. § 2 Absatz 8 
Investmentsteuergesetz angelegt werden. Kapitalbeteiligungen in diesem Sinne sind 

- Anteile an Kapitalgesellschaften, die zum amtlichen Handel an einer Börse zugelassen oder an einem 
anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind 

- Anteile an Kapitalgesellschaften, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ansässig sind und dort 
der Ertragsbesteuerung für Kapitalgesellschaften unterliegen und nicht von ihr befreit sind; 

- Anteile an Kapitalgesellschaften, die in einem Drittstaat ansässig sind und dort einer Ertragsbesteuerung 
für Kapitalgesellschaften in Höhe von mindestens 15 % unterliegen und nicht von ihr befreit sind 

- Anteile an anderen Investmentvermögen entweder in Höhe der bewertungstäglich veröffentlichten 
Quote ihres Wertes, zu der sie tatsächlich in die vorgenannten Anteile an Kapitalgesellschaften anlegen 
oder in Höhe der in den Anlagebedingungen des anderen Investmentvermögen festgelegten 
Mindestquote. 

2.3 Bis zu 49% des OGAW-Sondervermögens dürfen in Anteilen an Wertpapier-Sondervermögen und/oder 
in Anteilen an ausländischen Wertpapier-Investmentvermögen angelegt werden, die nach den jeweiligen 
Anlagebestimmungen (Anlagebedingungen oder Satzung) überwiegend in festverzinsliche Wertpapiere 
investieren. 

2.4 Der Erwerb von Geldmarkt-Sondervermögen und/oder ausländischen Geldmarkt-Investmentvermögen ist 
auf 49% des OGAW-Sondervermögens begrenzt. 

2.5 Der Umfang, in dem für das OGAW-Sondervermögen ausländische Investmentanteile von Ausstellern aus 
so genannten Schwellenländern („Emerging Markets“) erworben werden dürfen, ist auf 20% des 
OGAW-Sondervermögens beschränkt. Für alle anderen Investmentanteile ausländischer Aussteller ist der 
Umfang unter Wahrung einer angemessenen Risikomischung unbeschränkt. 

2.6 Der Umfang, in dem für das OGAW-Sondervermögen Investmentanteile erworben werden dürfen, die 
von der Gesellschaft oder einer anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch 
eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist, ist auf 30% beschränkt. 

2.7 Bis zu 49% des Wertes des OGAW-Sondervermögens dürfen in Geldmarktinstrumenten gemäß § 194 
KAGB bzw. § 6 der „Allgemeinen Anlagebedingungen“ und Bankguthaben gemäß § 195 KAGB nach 
Maßgabe des § 7 der „Allgemeinen Anlagebedingungen” angelegt werden. Bankguthaben kann auch 
bei Kreditinstituten mit Sitz in einem Drittstaat im Sinne der Richtlinie 2000/12/EG (wie z.B. derzeit bei 
Kreditinstituten mit Sitz in Australien, Kanada, Japan, Schweiz, Südkorea, Neuseeland oder den 
Vereinigten Staaten von Amerika) gehalten werden. 

3. Geldmarktinstrumente desselben Emittenten dürfen bis zu 10% des Wertes des OGAW-Sondervermögens 
erworben werden und der Gesamtwert der Geldmarktinstrumente dieser Emittenten darf 40% des OGAW-
Sondervermögens nicht übersteigen. 

ANTEILKLASSEN 

§ 3 Anteilklassen 

Alle Anteile haben gleiche Ausgestaltungsmerkmale; verschiedene Anteilklassen gemäß § 16 Absatz 2 der 
„Allgemeinen Anlagebedingungen” werden nicht gebildet. 

ANTEILE, AUSGABEPREIS, RÜCKNAHME-PREIS, RÜCKNAHME VON ANTEILEN UND KOSTEN 

§ 4 Anteile 

Die Anleger sind an den jeweiligen Vermögensgegenständen des OGAW-Sondervermögens in Höhe ihrer Anteile 
als Miteigentümer nach Bruchteilen beteiligt. 

§ 5 Ausgabe- und Rücknahmepreis 

1. Der Ausgabeaufschlag beträgt 4,9% des Anteilwertes. Es steht der Gesellschaft frei, einen niedrigeren 



31 
 

Ausgabeaufschlag zu berechnen. Die Gesellschaft hat im Verkaufsprospekt Angaben zum Ausgabeaufschlag 
nach Maßgabe des § 165 Absatz 3 KAGB zu machen. 

2. Ein Rücknahmeabschlag wird nicht erhoben. 

3. Grundsätzlich werden Kauf- oder Rücknahmeaufträge, die bis zu den von der Gesellschaft festgelegten 
Annahmeschlusszeiten (Cut-off-time) bei der Verwahrstelle oder der Gesellschaft erfasst sind, zu dem 
Ausgabe- oder Rücknahmepreis abgerechnet, der am folgenden Bewertungstag ermittelt wird. Das Nähere 
regelt der Verkaufsprospekt. 

§ 6 Kosten 

1. Die Gesellschaft erhält aus dem OGAW-Sondervermögen eine Pauschalgebühr in Höhe von monatlich 
0,133% des am Ende eines Monats aus dem jeweiligen Monatsendwert errechneten Nettoinventarwerts des 
OGAW-Sondervermögens. 

2. Die Pauschalgebühr deckt sämtliche folgende Vergütungen, Gebühren und Kosten ab, die dem OGAW-
Sondervermögen nicht separat belastet werden: 

a) Vergütung für die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens (Fondsmanagement, administrative 
Tätigkeiten); 

b) Vergütung der Verwahrstelle; 

c) bankübliche Depot- und Kontogebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 
Verwahrung ausländischer Vermögensgegenstände im Ausland; 

d) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und Rücknahmepreise 
und ggf. der Ausschüttungen oder Thesaurierungen und des Auflösungsberichtes; 

e) Kosten für die Prüfung des OGAW-Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des OGAW-
Sondervermögens; 

f) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen 
Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufsprospekt, wesentliche 
Anlegerinformationen); 

g) Vergütung für die Vertriebstellen des Sondervermögens. 

3. Neben der der Gesellschaft zustehenden Pauschalgebühr gemäß Abs. 1 und 2 können die folgenden 
Kosten zusätzlich dem OGAW-Sondervermögen belastet werden: 

a) Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die Gesellschaft für 
Rechnung des OGAW-Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des 
OGAW-Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 

b) Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die 
steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden; 

c) Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Kosten für 
Informationen bei Fondsverschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der Anteilwertermittlung; 

d) im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft, die Verwahrstelle und Dritte zu zahlenden Vergütungen 
sowie den in § 6 Ziffer 2 und 3 genannten Aufwendungen anfallende Steuern einschließlich der im 
Zusammenhang mit der Verwaltung und Verwahrung entstehenden Steuern; 

e) Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das OGAW-Sondervermögen erhoben 
werden; 

f) Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das OGAW-Sondervermögen. 

4. Transaktionskosten: 

Neben den vorgenannten Vergütungen und Aufwendungen werden dem OGAW-Sondervermögen die mit 
dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen entstehenden Kosten belastet. 

5. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschläge und 
Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem OGAW-Sondervermögen im Berichtszeitraum für den Erwerb 
und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 196 KAGB berechnet worden sind. Beim Erwerb von 



32 
 

Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft verwaltet 
werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung 
verbunden ist, darf die Gesellschaft oder die andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine 
Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge sowie keine Verwaltungsvergütung für die erworbenen 
Anteile berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen zu 
legen, die dem OGAW-Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen 
Kapitalverwaltungsgesellschaft, einer Investment-Aktiengesellschaft mit veränderlichem Kapital oder einer 
anderen Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare 
Beteiligung verbunden ist oder einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer 
Verwaltungsgesellschaft als Verwaltungsvergütung für die im OGAW-Sondervermögen gehaltenen Anteile 
berechnet wurde. 

ERTRAGSVERWENDUNG UND GESCHÄFTSJAHR 

§ 7 Thesaurierung der Erträge 

Die Gesellschaft legt die während des Geschäftsjahres für Rechnung des OGAW-Sondervermögens angefallenen 
und nicht zur Kostendeckung verwendeten Zinsen, Dividenden und sonstigen Erträge – unter Berücksichtigung 
des zugehörigen Ertragsausgleichs – sowie die realisierten Veräußerungsgewinne im OGAW-Sondervermögen 
wieder an. 

§ 8 Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr des OGAW-Sondervermögens beginnt am 01. Juni und endet am 31. Mai des Folgejahres. 

§ 9 Anteile mit abweichender Bezeichnung 

1. Die Rechte der Anteilinhaber, die die Anteile dieses OGAW-Sondervermögens erworben haben, dessen 
Fondsbezeichnung noch tecis Europe Plus Select UBS (D) lautet, bleiben unabhängig vom Namenswechsel des 
OGAW-Sondervermögens unberührt. 

2. Anteile dieses OGAW-Sondervermögens, die noch von der UBS Invest Kapitalanlagegesellschaft mbH als 
auflegende Kapitalverwaltungsgesellschaft unterzeichnet sind, behalten unabhängig vom Namenswechsel 
der UBS Invest Kapitalanlagegesellschaft mbH in UBS Global Asset Management (Deutschland) GmbH bzw. in 
UBS Asset Management (Deutschland) GmbH ihre Gültigkeit. 
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